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Amtlicher Teil .
Die Verordnung zum Benutz der Republik .

** Vielfach wird die Ansicht vertreten , daß die in der Ver¬
ordnung des Reichspräsidenten zum Schutze der Republik ent¬
haltenen Strafbestimmungen auf die . Vorgänge Anwendung

finden hätten , die sich unmittelbar nach der Ermordung
zoo Reichsministers Rathenau ereignet haben . Das ist un¬
zutreffend . Me Verordnung ist datiert vom 26 . Juni und in
dem am gleichen Tage in Berlin zur Ausgäoe gelangten
Rcicksgesetzblatt verkündet worden ; sie ist erst mit der Verkün¬
dung in Kraft getreten . Die Bestrafung der vorher begange¬
nen Handlungen erfolgt daher lediglich nach Maßgabe der da¬
mals schon bestehenden allgemeinen Strafgesetze . Dagegen
bestimmt die Verordnung , daß der neu errichtete Staatsge -
cichtshcf für die Aburteilung der vor ihrem Inkraft¬
treten begangenen Straftaten zuständig ist, falls sie jetzt un¬
ter die neuen Strafbestimmungen fallen würden . In solchen
Fällen kann der Staatsgerichtshof jedoch die Untersuchung
zum ordentlichen Verfahren verweisen .

Warum Frankreich 1914 die
Kriegserklärung vermied.

Über neue Dokumente zum Kriegsausbruch berichtet ein mit
X . gezeichneter Artikel der „Frankfurter Zeitung "

, in dem es
heißt :

„Die französischen Spezialisten in der Frage der Kriegs¬
schuld, wie Professor Aulard oder Reginald Kann , verstehen es ,
ihre Polemik ganz auf das Thema der .Alleinschuld Deutsch¬
lands einzustellcn . Diese Methode hat einen doppelten Vor¬
teil . Einmal wird dadurch immer noch um die Position ge¬
kämpft, die die Entente im Vertrag von Versailles eingenom¬
men hat und damit der Anschein erweckt , als sei inzwischen
die Untersuchung über die Katastrophe von 1914 um kein Haa :
weiter vorgedrungen . Außerdem aber wird der sehr wichtige
Zweck erreicht, daß von der eventuellen Schuld der russischen,
englischen oder gar französischen Staatsmänner nicht gespro¬
chen wird, weil sich die ganze Unterhaltung nur um die deut¬
schen Sünden dreht. Die hier kurz gekennzeichnete Taktik ist
äußerst geschickt und wird mit großer Konsequenz durchgcführt ,
hält aber einer strengen Nachprüfung an der Hand neuer Do¬
kumente nicht Stand . Wir wollen dabei ganz bescheiden sein
Wir wollen nur fragen , wie sich Frankreich in den entscheiden-
den Stunden verhalten hat.
Bekanntlich führen die Männer der Schuldsrage in Paris im¬

mer den Umstand , daß eben wir den Krieg erklärt haben , als
letzten Beweis für unser Verbrechen an der Menschheit an .

Wir sind in der Lage, aus dem soeben von der Sowjetregie¬
rung herausgegebenen Werke : „ Materialien zur Geschichte
der französisch- russischen Beziehungen 1910— 1914 , Sammlung
der geheimen diplomatischen Dokumente des ehemaligen Kai¬
serlich russischen Ministeriums des Äußern "

, einen neuen Be¬
weis zu liefern . Es handelt sich dabei um ein Schriftstück aus
der Feder Jswolskis , der 1914 russischer Botschafter in Paris
war und am Tage der deutschen Kriegserklärung an Rußland
folgendes Telegramm an den russischen Außenminister Sa -
sonow sandte :

„Telegramm Nr . 222. Paris , den 19. Juli/1 . August 1914 .
Ihr Telegramm über Deutschlands Kriegserklärung an uns

habe ich um 11 Uhr erhalten . Ich teilte cs unverzüglich Person -
lich dem Präsidenten der Republik mit , der sofort den Mi¬
nisterrat zusammenrief . Poincare erklärt» mir in der katego.
rischsten Weise , daß sowohl er selbst, als auch der gesamte Mi¬
nisterrat fest entschlossen seien , die Frankreich durch den Bünd¬
nisvertrag auferlegten Verpflichtungen auf das Genaueste zu
erfüllen . Hierbei entstünden jedoch eine Reihe überaus kompli¬
zierter Fragen sowohl politischen als auch militärischen Cha.
rakters . Vor allem ist laut der französischen Bcrsasiung zur
Kriegserklärung ein Beschluß des Parlaments erforderlich ,
für dessen Einberufung zum mindesten 2 Tage nötig sind. Ob¬
wohl Poincare an diesem Beschluß nicht zweifelt , würde er es
vorziehen , öffentliche Debatten über die Anwendung des Bünd¬
nisvertrags zu vermeiden . Aus diesem Grunde und aus Er¬
wägungen , die hauptsächlich England betreffen , wäre es bester,
wenn die Kriegserklärung nicht von Frankreich , sondern von
Deutschland erfolgte . . Ferner muh man berücksichtigen, daß der
heutige Tag nur der erste Tag der französischen Mobilmachung
ist. und daß cs für beide Verbündete vorteilhafter wäre , wenn
Frankreich die militärischen Operationen erst in einem weiter
vorgeschrittenen Stadium der Mobilmachung beginnen würde .
Übrigens ist Poincare überzeugt , daß Deutschland die Kriegs¬
erklärung nicht abwarten , sondern dieses unverzüglich angrei¬
fen wird, ohne ihm die Beendigung der Mobilmachung zu ge¬
statten . Poincare wird mich nach Beendigung der Erörterung
aller dieser Fragen im Ministerrat sofort zu sich berufen , um
mir das Ergebnis mitzuteilen .

"
Das Gespräch zwischen Poincare und Jswolski war bisher

nicht völlig unbekannt , aber sein Inhalt war uns in einer er¬
heblich anderen Version wiedergegeben worden . Poincare
selbst hat uns in seinen Aufsätzen in der „Revue de la Sc -
maine Jllustree "

(Heft 11 S . 273 ) darüber berichtet . Ein Ver¬
gleich seiner Darstellung mit der des russischen Botschafters
ist überaus lehrreich. Poincare schreibt:

„In der Nacht (vom 31 . Juli bis 1 . August ) gegen halb 12
Uhr stellte sich Herr Jswolski sehr aufgeregi im l -

'
chfee ein uno

teilte mir die Kriegserklärung Deutschlands an Rußland mit .
Er hatte die Order , mich zu fragen , was Frankreich tun werde .
»Die Regierung "

, sagte ich ihm, „wird darüber beraten . - Ich

zweifle nickt daran, daß sie bereit sein wird , die Kammern zubitten , die Verpflichtungen zu erfüllen , die uns das Bündnis
auferlcgr . Aber bestehen Sie nicht darauf , datz das franzö .
fische Parlament den Krieg sofort an Deutschland erkläre .
Einerseits haben wir ein Interesse daran , daß unsere Mobili -
sat on vor dem Beginn der Feindseligkeiten soweit wie möglich
gefordert ist , weil es späterhin gefährlich sein könnte, anderer¬
seits wäre es bester, wenn wir nicht dazu schreiten müßten ,das Bündnis durckzusühren und den Krieg zu erklären .
Wenn Deutschland ihn uns selbst erklärt, wird sich das franzö¬
sische Volk mit noch mehr Feuer erheb»» , um seinen Boden und
seine Freiheit zu verteidigen .

"
(In seiner letzten Rede in der

Kammer har Poincare diesen Punkt noch vorsichtiger behandelt .
Red . )

Wir sehen , hier hat eine vorsichtige Hand gekürzt und ge¬
glättet . Aus der in kategorischster Form beteuerten Kriegsbe¬
reitschaft Frankreichs , die nach Petersburg gemeldet wurde , ist
eine maßvolle Zusage geworden . Der überaus beachtenswerte
Ausspruch des damaligen Präsidenten der französischen Repu¬
blik . daß es besser sei, wenn Deutschland Frankreich den Krieg
erkläre , ist auch bei Poincare genannt , aber der Grund zu die¬
sem Wunsche ist nur teilweise angegeben . Es fehlt der Hin¬
weis auf die „Erwägungen "

, die sich hauptsächlich auf England
beziehen und das ist -zweifellos , rein historisch betrachtet, die
wichtigste Seite des ganzen Problems .

\ Die Rücksicht auf England ließ es Poincare besser erscheinen ,
wenn Deutschland die Rolle des Angreifers übernahm . Wie
kam der führende Staatsmann Frankreichs zu dieser Ansicht?
Tie Antwort läßt sich hier sehr einfach aus den schon bekann-

- ten Akten geben . Im Jahre 1912 , als Poincare Außenmini -
i st er war und sich als solcher eifrig darum bemühte , die Balkan¬

wirren zu einem allgemeinen europäischen Konflikt auszu -
, dehnen , forschte der russische Botschafter in London bei Greh ,

dem damaligen britischen Außenminister nach , unter welchen
Bedingungen England an einem Krieg gegen die Mittelmächte

! teilnehmen werde . Die Unterredung brachte ihn zu der Über¬
zeugung , daß hierzu zweierlei nötig sei : „erstens , daß durch
ein aktives Eingreifen Frankreichs dieser Krieg zu einem allge¬
meinen wird ; zweitens , daß die Verantwortung für den An¬
griff auf den Gegner falle ." ZVgl. B . v . Siebert „Diplomatische
Aktenstücke zur Geschickte

'
der Ententcpolitik der Vorkriegs -

i jahre " S . 487 f . )
| In Frankreich kannte man dieses englische Programm zwei -
. fellos . Die Worte Poincares an Jswolski sind der beste Be¬

weis hierfür , denn sie beziehen sich auf beide soeben erwähnte
\ Punkte . Der erste , das Eingreifen Frankreichs , das den Krieg
i zu einem allgemeinen machen soll, wird dadurch berücksichtigt,
. daß der Präsident der Republik in der allerkategorischsten
i Form erklärt, daß sowohl er als auch das ganze Kabinett fest

entschlossen sei, die durch den Bündnisvertrag erfolgten Ver¬
pflichtungen ans das Genaueste zu erfüllen , d . h . mit Rußland' zu kämpfen . Man muß bedenken, daß diese Versicherung
bereits am 1 . August , also 2 Tage vor der deutschen Kriegs¬
erklärung an Frankreich abgegeben wurde , . durch die nach der

| offiziellen französischen Version „das friedliebende Frankreich'
überrascht und wider seinen Willen in den Krieg verwickelt
wurde ."

^ Auf die zweite englische Bedingung , daß die Verantwortung' für den Angriff auf den Gegner fallen müsse, wird ja in der
| oben mitgeteilten Depesche deutlich genug angespielt . Schon
I vor der allgemeinen Mobilmachung in Rußland , die, wie wir
' heute aus den Enthüllungen des Generals Dobrowolski wissen ,’ am Spätnachmittag des 30. Juli erfolgte , sandte nach der oben
: erwähnten Darstellung Poincares , der rfanzösische Außcn -
. minister Viviani , ein Telegramm an den "

französischen Bot¬
schafter in Petersburg , Paleologue , das diesen zunächst ermäch-

t tigte , bei der Regierung Rußlands die Erklärung abzugeben ,
„daß Frankreich bereit sei, die Verpflichtungen des Bündnis -

i ses zu erfüllen " und im '
Anschluß hieran den Rat erhielt ,

i :,Rußland solle bei den Maßnahmen der Vorsicht und der
Verteidigung , zu denen es schreiten zu muffen glaube , nicht

! unmittelbar irgend eine Disposition treffen , die Deutschland
i den Vorwand für eine totale oder teilweise Mobilisierung sei-
j rer Kräfte biete .

"
( 1 . c. Heft 11 S . 253 . ) Man hatte also von

! Anfang an die englischen Bedingungen im Auge , die 1914
wohl ausdrücklich wiederholt wurden .

Waruni man sich an sic hielt , ist ohne weiteres klar.
'Man

wollte in dem Krieg gegen die Mittelmächte England als Bun¬
desgenossen auf seiner Seite haben . Faßt man diesen Gesichts¬
punkt ins Auge , so versteht man erst manches Dokument , das
uns bereits lange vorliegt , aber ohne den richtigen Zusammen¬
hang auch keine richtige Erläuterung fand . Wie gut aber bc .
greifen wir jetzt die Schritte , die leitende französische Politiker
damals in London taten . Am 30 . Juli beauftragte der Außen¬
minister Viviani den französischen Botschafter in London ,
Greh , darauf aufmerksam zu machen, daß „die französischer»
Truppen in einem Abstand von 10 Kilometern von der Grenze
zurückgehalten werden " und auch sonst Frankreichs militärische
Maßnahmen hinter denen Deutschlands zurückstehcn. Daraus ,
lo heißt es weiter , „wird England ersitzen, daß Frankreich ,
wenn es auch entschlossen ist, nicht diejenige Macht ist , die An -
griffsmaßnahmn trifft .

" (Franz . Gelbbuch. ) Hier begegnen
wir abermals den zwei bekannten Punkten : Entschlossenheit
Frankreichs zum Kampfe , aber Beschuldigung Deutschlands
als Angreifer . Auf die gleichen Grundtöne ist denn auch der
Brief abgestimmt , den Poincare gleichfalls am 30 . Juli an den
König von England sandte, um ihn dazu zu bewegen , offen auf
die Seite Rußlands und Frankreichs zu treten .

*

Die „Frkf. Ztg . " bemerkt dazu :
„Die Wichtigkeit des Telegramms Jswolskis für die Beurtei -

*
lung der entscheidenden Vorgänge bedarf keines weiteren Hin .
weises . Aber die damit aufgehellte Situation zwingt auch zu

sehr schwerwiegenden Vorwürfen gegen die Maßnahmen der
deutschen Regierung in den letzten Julitagen . Sie zeigt vor
allem , daß die Gegner sich sehr wohl bewußt waren , welche
entsetzliche Wirkung von der ersten Kriegserklärung ausgehen
würde . In Berlin hat man keine Ahnung davon gehabt. Ge¬
wiß kannte die Regierung damals nicht die Depeschen Js¬
wolskis , aber sic kannte die Ricktung der russischen Politik , die
durch die monatelangen militärischen Vorbereitungen unter¬
strichen wurde . Man mußte auch wissen, daß Frankreich dem
Russenbündnis treu bleiben würde . Trotzdem ließ man sich
durch die übereilte Abgabe der Kriegserklärung von den an¬
dern die formale Verantwortung zuschiebcn. Das ist nicht bloß
Dummheit , sondern auch ein grauenhafter Leichtsinn gewesen ,
der mit der Nervosität des Generalstabs nicht entschuldigt wer¬
den kann .

"

lpolitiscbe Neuigkeiten ,
i Das neue Stundungsverlangen .
j Der Vorsitzende der Kriegslastenkommiffion hat gestern der
j Reparationskommiffion in Paris folgende Note der Reächs-
* regierung überreicht :
; , „Die deutsche Regierung hat bisher trotz schwerer wirtschaft-
j . licher Bedenken , die sic bereits in der Note vom 28 . Janunr'

d . I . dargelegt hat , diejenigen Zahlungen bewirkt, die in den
: Entscheidungen der Reparationskommiffion vom 13 . Januar
i und 21 . März d. I . festgesetzt worden waren . Inzwischen ha-
' ben sich die Währungsverhältnisse weiter stark zu Ungunsten
: Deutschlands verändert . Im Mai 21

'
wurde für die Erfüllung

der deutschen Reparationsverpflichiungen ein Kurs von 60 M .
für den Dollar zugrunde gelegt , während der Kurs des Dol¬
lars im '

März 22 auf 285 und am 15 . Juli auf 500 gestiegen
ist . Geht man davon aus , daß bei den Verpflichtungen nach
dem Londoner Zahlungsplan vom 5 . Mai 21 nach den dama¬
ligen Vereinbarungen ein Betrag von etwa 2 Milliarden
Goldmark Barleistungen gelten werde , so hätte dieser Betrag ,
wenn es bei den damaligen Währungsverhältnissen geblieben

i wäre , eine innere Deckung von rund 28 Milliarden Papier -
. mark erfordert .
1 Zur Erfüllung der nach der Entscheidung

'
der Reparations -

' kommiffion vom 21 . März 22 auf 720 Millionen Goldmark
' ermäßigten Barleistungen tstgr nach dem Währungsverhältnis

vom März 22 bereits ein Betrag von 51,4 Milliarden Papier¬
mark erforderlich gewesen , der unter Berücksichtigung der jet¬
zigen Währungsverhältnisse nunmehr auf 80 Milliarden Pa -
picrinart gestiegen ist. Zu dieser Summe 'treten die übrigen

. Devise »Verpflichtungen des Reiches aus der Erfüllung des Ver- .
' sailler Vertrages mit insgesamt jährlich rund 600 Millionen
: Goldmark , d . h. 76 Milliarden Papiermaäk . Müßte De

deutsche Regierung unter diesen Umständen ausländische Zah¬
lungsmittel für die ihr auf Grund des Versailler Bertraghs' auferlegtcn Verbindlichkeiten weiterhin in einem Umfange be¬
schaffen, der dem bisherigen sich nähert , so würde die gegen -,
wärtige Verminderung des Wertes der deutschen Papiekmlark

1 unaufhaltsam fortschreiten und zu einer vollkommenen Zer -
: rüttuNg der wirtschaftlichen , sozialen und finanziellen Lebens -

vorhältniste Deutschlands führen )
! Tic deutsche Regierung sieht sich deshalb außer Stande , un-
' ter den gegenwärtigen Verhältnissen die weitere Leistung von

Barzahlungen auf Grund der Entscheidung der Reparations¬
kommission vom 21 . März 1922 in Aussicht zu stellen. Me

1 deutsche Regierung stellt daher im Hinblick auf Art . 234 des
. Versailler Vertrages den Antrag , ihr die nach der genannten

Entscheidung während des Kalenderjahres 1922 noch fällig
1 werdenden Barzahlungen zu stunden.
i Was den am 15 . Juli fälligen Betrag angeht, so vermindert

sich dieser um mindestens 17 Millionen Goldmark, die
Deutschland im Hinblick auf frühere Leistungen anzurechnen '
sind . Den Restbetrag von etwa 33 Millionen hat die deutsche
Regierung zwar zur Verfügung , weil sie in den vergangenen
Monaten gewisse Ankäufe von Devisen hatte bewirken können
und weil im Monat Juli nach dem Stande der Abrechnung
eine Zahlung für das Ausgleichsverfahren nicht zu bewirken
ist . Der genannte Betrag würde der deutschen Regierung
aber fehlen , und sie müßte ihn sich zu den heutigen Kursen
neu beschaffen , sobald sie die in den nächsten Monaten eintref -
ienden ausländischen Getreidemengen zu bezahlen hat.

Die deutsche Regierung hat 'auf diese Lage umsomehr hin -
acwiefen , als sie in den letzten Wochen zusammen mit der
Reichsbank beträchtliche Mittel verwendet hat, um Hen Sturz
der Mark aufzuhalten . Unter diesen Umständen empfiehlt
die deutsche Regierung , ihr den genannten Betrag zu belassen -
Bei dem ungeheuren Ernst der gegenwärtigen Lage wird es

'
für die deutsche Regierung nur dann möglich sein, das Gleich¬
gewicht der sozialen Verhältnisse und in den Finanzen

. Deutschlands herzustellen , wenn sie die Unterstützung der
! Reparationskommiffion findet .
! Die deutsche Regierung ist sich nicht im Zweifel darüber,
I daß zur Wiederherstellung des Markkurses alsbald Maßnah -
: men erforderlich sind, die über das"

Jahr 1922 hinausreichen ,
und sie hält es daher für unerläßlich , daß Deutschland auch
für die Jabre 1923 und 1924 von Barzahlungen aus dem Zah-
lungsplan vom 5 . Mai befreit wird.

Die von der deutschen Regierung erbetene Entscheidung
. wird nur dann ihren Zweck erreichen, wenn darin auch die
i außerhalb ihrer eigenen Reparationsverpflichtungen liegen -
j den Lasten aus hem Vertrage von Versailles , soweit sie in
! fremden Zahlungsmitteln fällig werden , angemessene Berück -
i ' -ckligung finden . Hierzu gehören insbesondere die Verpflich-
: tungen der deutschen Regierung , die durch Ausführung des

Abschn. 4 zu Teil 10 des Versailler Friedensvertrages er-



wachsen . AqH für die Durchführung der Vereinbarungen , die
am 10. Juls 1821 hinsichtlich der deutschen Zahlungen aus
dem Ausgleichsverfahren getroffen worden sind , gelten die
gleichen Gründe , die es der deutschen Regierung unmöglich
machen , die aus der Entscheidung vom 21 . März 1922 sich er¬
gebenden Zahlungsverpflichtungen auszuführen . Die deutsche
Regierung wird sich deshalb wegen einer endgültigen Regelung
dieser Ausgleichszahlungen än die beteiliten Regierungen
wenden . Sie wird der Reparationskommission alsbald diese
Anträge mitteilen und sie bitten , auch ihrerseits den Antrag
bei den betreffenden Regierungen zu unterstützen .

Die Entwicklung des Marlkurses in der letzten Zeit , die mit
der Vertagung der Verhandlungen des Anleihekomitees be¬
gonnen hat , macht eine alsbaldige vorläufige Regelung der
Barzahluns - n nötig , da, - die Unterstützung durch eine äussere
Anleihe nicht eingetreten ist .

Die deutsche Regierung bittet daher , über ihren Stun¬
dungsantrag mit großer Beschleunigung Entscheidung zu tref¬
fen und sie ' hofft , dass eine solche Entscheidung der Wiederauf¬
nahme der iSerhandlungen förderlich sein wird .

Oocl) 32 statt 50 Millionen Goldmark .
Die Reparationskommission veröffentlichte gestern folgende

amtliche Mitteilung : Entsprechend der Entschließung vom 21.
!März 1922, durch welche die deutschen Zahlungen im Jahre
1922 festgsshegt wurden , hat die Reparationskommission ln
ihrer heutigen Sitzung beschlossen , auf die Frankreich von
Deutschland zu leistenden Zahlungen einen Betrag von
17 892 602 Goldmark 30 Pfennig anzurechnen , der sich ergibt
aus Zinsen aus dem Reservefonds der Kommission , sowie aus
Zahlungen , die von der luxemburgischen Regierung für die
Köhlen und von dem Textilderband für die in der Zeit vom
1 . November 19L1 bis 30 . Juni 1902 gelieferten Farbstoffe
geleistet wurden . Der Betrag , den Deutschland am 15. Juli
noch zu zahlen hat , vermindert sich von 50 Millionen Gold¬
mark auf 32 107 397 Gvldmark 70 Pfennig .

Das „ Petit Journal " gibt von den gestrigen Beratungen
der Delegierten der Reparationskommission über die deutsche
Finanzlage folgende Darstellung :

Jahn Wradbury , der Vertreter Englands , hat die Annahme
eines neuen Moratoriums gefordert , das nicht nur die voll¬
kommene Aufhebung aller Geldzahlungen für zwei oder gai
für drei Jahre vovsieht , sondern auch für den gleichen Zeit¬
raum eine wesentliche Herabsetzung der Sachlieferungen ent¬
halten soll.

Di ^ Daager Uronkerenz gescdeitert .
Reuter erfährt aus dem Haag : Der Präsident der Konferenz

teilte mich daß es infolge der von Rußland eingenommenen
Haltung nutzlos sei, die Verhandlungen fortzusetzen .

Das
^ Lcdutzgesetz im Reichstag .

Im Reichstag wurde am Mittwoch , nachdem ein Gesetz zur
Regelung von Angelegenheiten der Sozialversicherung und
des Ärbeiterrechts bei der Durchführung des Vertrages von
Versailles .in allen drei Lesungen angenommen war , - ie
zweite Beratung des Gesetzentwurfes zum Schutze der ! Re¬
publik fortgesetzt und 8 1 , der die Strafbestimmungen über
Mord enthalt , fast hinstimmig mit Einschluss eines großen
Teiles der Deutschnationalen und der Deutschen Volkspartei
angenommen .

Bei § lh (Anzeiaepflicht ) befürwortet Abg . Dr . Wunder¬
lich (DVp .) einen Antrag , dass von der Anzeigepflicht neben
den Geistlichen , auch die Arzte , Rechtsanwälte und Verteidiger
ausgenommen werden .

Abg . Dft ' Bell lZentr . ) erklärt , daß sich im Ausschuß seine
Fraktion grundsätzlich für den Antrag ausgesprochen habe ,
aber ihm fetzt nicht zustimmen werde , weil zu befürchten sei,
dass das Schicksal der ganzen Vorlage dadurch gefährdet
werde . Der Antrag wird nunmehr ikogelehnt .

Ein weiterer Antrag der Deutschen Volkspartei , daß Ge - ,
schwister von der Anzeigepflicht zu entbinden seien , wird mit i
200 gegen ^<168 Stimmen abgelehnt . — Dafür stimmen die
beiden Rechtsparteien , die bayrische Volkspartei , die Demokra¬
ten und ein Teil des Zentrums .

8 1b wird dann gegen die Parteien der Rechten in der Aus -
schugfassung angenommen . Es sind nun also nur die Geist¬
lichen vonutzer Anzeigepflicht ausgenommen , sowie Verwandte
auf - und absteigender Linie und Ehegatten , wenn sie sich ent¬
sprechend bemüht haben , den Täter von der Tat abzuhalten , i

Zu 8 2 (Strafbestimmungen für Begünstigung staatsfeind - !
licher Verbindungen ) beantragt Tlbg . KoeneN (Komm . ) statt ;
„Staatsfeindlich " „ monarchistisch - militaristisch " zu 'sagen . !

Abg . Wiffell ( Soz . ) begründet den Antrag der beiden sozia - !
listischen Parteien , eine neue Ziffer einzufügen , wonach be¬
straft wird , wer es unternimmt , auf die Errichtung der Mo - j
narchie gerichtete Bestrebungen in einer den öffentlichen Frie - j
den gefährdenden Weise zu fördern , oder die früheren Reichs - '

färben gleicherweise zur Schau trägt oder stellt . !
Antrag Mssoll wird gegen die Stimmen aller bürgerlichen !

Parteien abgelehnt . — Es werden aber einzelne Milderungs - !
anträge der bürgerlichen Parteien gegen die Stimmen der !
Sozialdemokraten angenommen . !

Schließlich wird 8 2 mit 232 gegen 147 Stimmen ange - ,
nommen .

'

ß 5 regelt die Einsetzung des Staatsgerichtshofes .
A§g . Emminger (Bahr . Vp .) sieht in dem Staatsgerichts - j

Hof ein mit der Verfassung nicht zu vereinbarendes Aus -
nahmegericht . Zudem sei der Staatsgerichtshof ein schwerer
Angriff gegen das Reichsgericht .

Der Abg^
'Dr . Zapf (DVp .) beantragt , den Staatsgerichts¬

hof dem Reichsgericht als Senat anzuschließen , wobei dem
Laienelement das Übergewicht über die Berufsrichter gegeben
werden soll.

Abg . Hamm ( Dem . ) stritt gleichfalls für die Heranziehung
des Reichsgerichts ein , das sich schon bei den Kriegsverbrecher¬
prozessen durchaus bewährt 'habe . Bayern wolle das Gesetz
nicht sabotieren . Wo der Oberreichsanwalt sich an bayerische
Behörden um Unterstützung gewandt habe , seien keine Hem¬
mungen eingetreten . Demokratie soll herrschen , aber Über¬
einstimmung ist nicht immer der Weisheit letzter Schluß .
90 Prozent der bayerischen Bevölkerung halten ausschließlich
die Republik für die beste Sicherung der Reichseinheit . Man
kann aber nicht einfach militaristisch kommandieren : „Links
schwenkt marsch , in den Freiheitsstaat ! " Moralische Erobe¬
rungen für die Republik muß man durch Verständigungsquel¬
len erzielen .

Reichsjustizminister Dr . Radbruch : Wir sind in der Aus¬
schußberatung den bayerischen Wünschen so weit entgesenste -
ko mimen , daß uns fast nicht- mehr zu tun übrig bleibt . Hof¬
fentlich gelingt es dem Abg .ftHamm , die noch bestehenden klei¬
nen Differenzen auszugleichen . Der Staatsgerichtshof ist
kein Ausnahmegerichhi sondern ein Sondergericht und verstoß !
deshalb nicht gegen die Verfassung . Der Reichsgerichtspräsi¬
dent wird natürlich auch nach der Regierungsvorlage zu Vor¬
schlägen herütttzezogen werden . Wird das Vorschlagsrecht
aber gesetzlich festgelegt , so wird es zur entscheidenden Gewalt .
Der Vorsitzende des Staatsgerichtshofes appelliert deshalb

nochmals an die Parteien , kein Mißtrauen an die republika¬
nische Zuverlässigkeit der von ihm vorgeschlagenen Richter zu
setzen. Der Minister bittet 'schließlich, es bei der Regierungs¬
vorlage zu lassen , welche 3 Berufsrichter und 4 Laien vorsieht .

Abg . Dr . Rosenfeld ( USP .) bedauert die Haltung des Mi¬
nisters und empfiehlt nach dem Ausschußantrag 2 Berufsrich¬
ter und 5 Laien . Ter Antrag der Volkspartei auf Angliede -
rung des Stsiatsgerichtshofes an das Reichsgericht stößt bei
den breiten Volksmassen auf berechtigtes 'Mißtrauen und ist
deshalb abzulehnen .

Reichsjustizminister Dr . Radbruch erwidert auf eine An¬
frage des Vorredners , es sei wahr , dbß die Vertreter der
Oberreichsanwaltschaft in München , die auf Ersuchen des
Oberreichsanwaltes zwecks Nachforschung wach den Rathenau -
Mördern nach München entsandten Berliner Polizcibeamten
wieder weggeschickt haben . Auf irgend einen Widerstand der
bayerischen Polizei sei das aber nicht zurückzuführen . Es er¬
gebe sich hieraus die Notwendigkeit , das Reichskriminal - esetz
'baldigst zu verabschieden . Was die Nichtverfolgung der Kap -
Pisten angehe , so liege das nicht an dem Verhalten des Ober -
reichsanwaltes , sondern an dem Amnestiegesetz , dessen Wort¬
laut den Betreff der Führer viel zu eng faßte . Der Ober -
rcichsanwalt stehe mit vollem Bewußtsein auf dem Boden der
Republik und verdiene das Vertrauen .

Abg . Dr . Bell lZentr . ) beantragt ,
'den Staatsgerichtshof aus

neun Mitgliedern zusammenzusetzen , und zwar aus 3 Reichs¬
gerichtsräten unh 6 Laienrichtern . Auch Bayern hat sich un¬
ter grundsätzlichem Vorbehalt 'der Zahl der Laienrichter da¬
mit einverstanden erklärt . Allergrößtes Gewicht ist auf das
beste Einvernehmen zwischen dem Reich, Bayern und den än¬
deren Ländern zur Durchführnug dieses Gesetzes uns im all¬
gemeinen zu legen .

Ilbg . Wiffell ( Soz .) tritt für den Ausschußantrag ütn zwei
Berufsrichtern und 5 Laien ein und polemisiert gegen die
Haltung der bayerischen Volkspartei .

Nach längerer Debatte wird der Antrag des Zentrums und
der Demokraten , den Staatsgerichtshof aus dr 'ei Reichsge¬
richtsräten und sechs 'Laienrichtern bestehen zu lassen , ange¬
nommen ; ebenso ein Antrag Wunderlich (DVp .) auf Sicher¬
stellung des Rechtes der Ablehnung und Ausschließung von
gerichtlichen Personen .

Mit diesen Änderungen wird 8 5 in der Fassung des Aus¬
schusses angenommen .

'

Zu § 6, der die Zuständigkeit des Staatsgerichtshofes re¬
gelt , wird ein Antrag der Deutschen Volkspartei angenommen ,
der 'Handlungen gegen Mitglieder einer früheren republika¬
nischen Regierung nur insoweit treffen will , als diese Taten
ausschließlich gegen die verfassungsmäßige republikanische
Staatsform eines Landes , die Mitglieder einer im Amt befind¬
lichen oder 'einer früheren republikanischen Regierung eines
Landes oder gegen Landesfarben gerichtet sind .

Bei 8 7 protestiert Abg . Semmler (Dffchn .) gegen das Ver¬
bot von Versammlungen , Aufzügen 'und Kundgebungen we¬
gen der dort zutage getretenen Gesinnung . Die Regierungs¬
parole : „ Der Feind steht rechts ! " übe schon heute ihre Wir¬
kung aus gegen rechtsstehende Leute , wie im Marienburgjer
Fall , wo nach Bedrohung eines Redakteurs , der seine Zeitung
nicht einstellen wollte , schließlich dessen Frau erschossen wurde .

Reichsminister des Innern Dr . Köster erwidert , mit Rück¬
sicht auf die Länder habe der Reichstag das Gesetz so aufge¬
baut , daß der Reichsminister des Innern kein Recht habe , in
die Hoheit der Länder einzugreifen , Zeitungen und Versamm¬
lungen zu verbieten . Abg . Semmler möge sich daher mit sei¬
ner Beschwerde an die richtige Stelle wenden .

8 7 wird unter Ablehnung 'aller Anträge in der Ausschuß¬
fassung angenommen .

Zu 8 8 begründet Abg . Vogel - Franken (Soz . ) einen Antrag ,
der neben den Landeszentralbehörden auch dem Reichsmini¬
ster des Innern die Zuständigkeit für Vereinigungsverbote
zumeist . — Der Antrag wird gegen die Stimmen der drei so¬
zialistischen Parteien abgelehnt und der Rest des Abschnittes
„ Verbotene Vereinigungen " 'in der Ausschußfassung angenom¬
men .

Auch die übrigen Paragraphen werden nach längerer De¬
batte , die sich bis in die späten Abendstunden hinzieht , im we¬
sentlichen nach den Ausschußbeschlüssen 'angenommen .

Nächste Sitzung Donnerstag nachmittag 2 Uhr : Amnestiege -
'
setz und kleinere Vorlagen .

Line sozialistische Lntschliehung .
Die beiden sozialistisches Parteien des Reichstages haben

gestern am Spätnachmittag nach einer Beratung mit den Ver¬
tretern des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes und
des Äfa - Bnndes folgende Entschließung gefaßt :

„ Die Vorstände des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts¬
bundes , des Asabundes , der Sozialdemokratischen Partei und
der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei 'traten am
Mittwoch nachmittag im Reichstag zu neuen Beratungen zu¬
sammen , in denen die gesamte politische Lage einer ein¬

gehenden Aussprache unterzogen wurde .
'Angesichts der bisher

unzureichenden Ausgestaltung der republikanischen Schutzge -

sctzgebung wurden starke Bedenken geltend gemacht , ob die so¬
zialistischen Parteien bei den Schlußabstimmungen für Re

vorliegenden
'Entwürfe würden stimmen können . Durch das

Scheitern der Vorlage würde aber die ReichstagsauflösunA '

unvermeidlich sein .
Von den Vertretern der Sozialdemokratie wurde erklärt ,

daß ihre Partei niemals daran gedacht habe , ihre Forderung
nach Prüfung einer entschieden republikanischen Mehrheit
durch Eintritt der Unabhängigen in die Regierung zurückzu¬
stellen . Diese Forderung bestehe nach wie vor .

"
.

Line Erklärung des demokratischen
parteivorstandes .

Der Vorstand der Deutschen demokratischen Partei hat am

Dienstag in einer Sitzung gebilligt , was die demokratische
Reichstagsfraktion bisher zum Schutze der Republik unternom¬
men hat und der Erwartung Ausdruck gegeben , daß die nötigen
Maßnahmen mit Entschlossenheit bis zum Ende durchgeführt
werden und hierbei mit jeder Partei gearbeitet werde , deren
Zuverlässigkeit gegenüber der demokratischen Republik feststeht .

Nut der Suche nach den Mördern
Ratbenaus .

Amtlich wird mitgeteilt : Tie Mörder Rathenaus , für de¬
ren Ergreifung und Einlieferung die Reichsregierung eine wei¬
tere Million als Belohnung ausgesetzt hat , befinden sich zwei¬
fellos noch in Mitteldeutschland . Es ist nicht ausgeschlossen ,
daß sie versuchen , nach Westen , also in die Provinz Hannover
hinein ( Lüneburger Heide ) oder nach Osten in Richtung Gen - j
thin -Treuenbrietzen , Luckenwalde , Wittenberg , Torgau usw . ,
in das Königreich Sachsen auszubiegen , um ihr Ziel , Süd - '

deutschland , zu erreichen . Von denjenigen , die ihnen bisher
Obdach und Unterstützung gewährt haben , ist eine ganze An¬
zahl bereits festgenommen worden und sieht schwerer Bestra¬
fung entgegen . Die Täter müssen dritte Personen zur Be - i
Schaffung von Lebensmitteln , an denen sie anscheinend Mangel
leiden , in Anspruch nehmen , vielleicht auch über Wege befragen .

Die weiteste Öffentlichkeit wird anfgerufen , die Behörden
bei ihrer Arbeit zu unterstützen . Landleute , Eisenbahner und
Forstbeamte werden gebeten , auf die Flüchtigen zu achten und
ihre Wahrnehmungen ungesäumt der nächsten Polizeistelle mit¬
zuteilen oder die Flüchtigen selbst zu stellen . Eilige Angaben
können telephonisch an die nächste erreichbare Polizeiverwal¬
tung , Gendarmerie , das nächste Forsthaus oder an Amt Garde¬
legen , Nr . 64, gegeben werden .

I Nach neueren Mitteilungen sind die Täter in der Richtung
Genthin gesehen worden . Es ist nicht ausgeschlossen , daß sie
versuchen wollen , nach Berlin zu gelangen , um vielleicht dort
ihre finanziellen Verhältnisse aufzubessern .

!
_

Aus Leutkirch wird unterm 11 . Juli berichtet : In Aich -
stetten hielt sich als Kurgast ein gewisser Graf von B knirden¬
stem auf . In letzter Zeit hatte er mehrere Sendungen unter
verschiedener Adresse erhalten . Da dies auffiel , setzte man
die Gendarmerie in Leutkirch in Kenntnis . Als der kontrol -

(
lierende Landjäger sich auf das Zimmer begab , flüchtete der

I angebliche Graf auf den 'Speicher , wo er sich nach dem Hinzu -
; kommen eines weiteren Landjägers durch einen Schutz Utf ,

Herz tötete . Auffällig ist, daß sich in dem Besitz des Selbst¬
mörders Briefe von hochgestellten Persönlichstüten befanden .
Man bringt hier den Fall mit der Ermordung Rathenaus in
Verbindung .

Moralische Mitschuld .
In der „ Germania " macht Graf Albrecht Montgelas auf

einen Aufsatz aufmerksam , den der deutschnationale Reichs¬
tagsabgeordnete Major a . D . Wilhelm Henning im Juniheft
der „Konservativen Monatsschrift " über den Rapallo -Vertrag
veröffentlicht . In diesem vornehmen , schon 1843 gegründeten
Monatsblatte , zu dessen ständigen Mitarbeitern auch Graf We¬
starp gehört , schreibt Herr Henning folgendes :

„Bolschewismus ist der Kampf des internationalen Juden¬
tums zur Vernichtung des nationalen Besitzers ." „ So lösen
sich alle Rätsel — in Rußland , und in vieler Beziehung in der
deutschen Außen - , Innen - und Finanzpolitik ! So erscheinen
die Abmachungen des Vertrages von Rapallo plötzlich in einem
anderen Lichte : der „deutsche" Jude hilft dem „russischen "
Juden zur Erreichung des gemeinschaftlichen Zieles ! "

> Und von der Sühne für die Ermordung des Grafen Mir¬
bach heißt es , daß bisher stets von einer solchen gesprochen wor¬
den sei , bis , ja bis :'

„ Kaum hat der internationale Jude Rathenau die deutsche
Ehre in seinen Fingern , so ist davon nicht mehr die Rede ."
Und dann , wiederum gesperrt gedruckt : „Die deutsche Ehre
ist keine Schacherware für internationale Judenhände ! In der
Ehrenftage der Völker aber liegt ein tiefer historischer Sinn

! und eine geschichtliche treibende Kraft — auch wenn Sie kein
Verständnis dafür haben ! Die deutsche Ehre wird (im Origi¬
nal gesperrt ) gesühnt werden . Sie aber , Herr Rathenau und
Ihre Hinterleute , werden vom deutschen Volke zur Rechenschaft
gezogen werden , „ sonst hätte " — um Ihre eigenen Worte zu
gebrauchen — „ die Weltgeschichte ihren Sinn verloren ! "

i Der „ Volksfreund " bemerkt oazu :
| „ Herr deutschnationaler Oberkirchenrat Dr . Mayer , ist im -
' mer noch nicht bewiesen , daß die Deutschnationalen eine Mord¬

hetze betrieben ? An den Deutschnationalen klebt das Blut des
ermordeten Räthenau .

"

j Mordanschlag auk einen Redakteur .
i Aus Marienburg wird unterm 11 . berichtet : Gestern nacht
j hörte die Frau des Schriftleiters der Marienburger Zeitung
| Dr . Reis auf der Straße vor ihrer Wohnung großen Lärm ,
j Als sie sich ans Fenster begab , erhielt sie plötzlich in die Stirn
! einen tödlichen Schuß , der offenbar ihrem Manne gelten sollte .

5—6 Personen , angeblich Arbeiter der Eisenbahnwerkstätte ,
sind verhaftet worden . Weitere Verhaftungen stehen bevor .

; Die Mordkommission von Elbing ist zur Aufklärung der
> Tat eingetroffen . Dr . Reis hatte in letzter Zeit mehrfach
' Drohbriefe erhalten , m denen er und seine Frau aufgefordert

wurden , innerhalb acht Tagen Marienburg zu verlassen . In
der Nacht vom 29 . zum 30 . Juni wurde eine Bombe in die
Wohnung geworfen . Da der Zünder nicht weiterbrannte , kam

l die Bombe nicht zur Explosion . Allnächtlich wurde vor der
l Wohnung des Dr . Reis Lärm , verursacht . Gestern nachr setzte
l der Lärm wieder erneut ein , worauf sich die Gattin ans Fenster

begab und dabei den tödlichen Schuß erhielt . Der Regierungs¬
präsident und Dr . Reis haben auf die Ergreifung der Mörder
je 10 000 M ausgesetzk .

Die Preisfestsetzung bei Lieferung von
Elektrizität » Gas und MLasser .

Man schreibt uns aus Berlin : Das vom Reichstag am 26.
Mai angenommene Gesetz über die zweite Änderung der Ver¬
ordnung über die schiedsgerichtliche Erhöhung von Preisen bei
der Lieferung von elektrischer Arbeit , Gas und LeitungSwas -
ser vom 1 . Februar 1919 wird nunmehr im Reichsgesetzblatt
veröffentlicht . Das Gesetz war in erster Linie dazu
bestimmt , einen wesentlichen Mangel der ursprünglichen Ver -

! ordnung abzustellen , die den Schiedsspruch zu einer enidgül-
j tigen Entscheidung gemacht hatte . Die ungeheure Umwand -
! lung unseres Wirtschaftslebens , die völlige Verschiebung der
I Wertbegriffe , besonders aber auch die enormen Kostensteige -
! rungen von Kohle und Arbeit haben die Entscheidungen der
> Schiedsgerichte für Gas , Wasser und elektrische Kraft zu so
) bedeutenden Eingriffen in bestehende Verträge • geinacht , daß
! den Abnehmern von GaS , Wasser und Elektrizität die Möglich¬

keit gegeben werden mußte , gegen die Entscheidungen der
Schiedsgerichte Berufung einzulegen . Um in möglichst prak¬
tischer Weise den Wirtschaftsverhältnissen Rechnung zu tra¬
gen , ist die Berufungsinstanz dem Reichswirtschaftsgericht
übertragen worden , welches hierzu einen besonderen Senat
bilden wird , der aus einem Berufsrichter als Vorsitzenden und
vier sachverständigen Beisitzern , von denen je einer von jeder
Partei benannt werden kann , zusammengesetzt sein wird . Auch
sonst sind eine Reihe von Verbesserungen , die auf den Erfah¬
rungen der letzten drei Jahre mit diesen Schiedsgerichten be¬
ruhen , zu verzeichnen . Um die nicht einfache Materie nach
den mehrfache » Wandlungen , die die ursprüngliche Verordnung
und dazu gehörigen Bekanntmachungen erfahren haben , mög¬
lichst klar zu legen , hat der Reichswirtschaftsminister von der
ihm erteilten Ermächtigung Gebrauch gemacht und im An¬
schluß an die Veröffentlichung des Abänderungsgesetzes die
ganze Verordnung mit allen inzwischen vorgenommenen Ab¬
änderungen gleichzeitig neu veröffentlicht .

In der im Anschluß hieran veröffentlichten Verordnung des
ReichSwirtschastSministers nehmen die für die Einfügung der
Berufungsinstanz und für da » Verfahren vor dem Reichswirt¬
schaftsgericht notwendigen Vorschriften naturgemäß einen brei¬
ten Raum ein .

Es ist zu hoffen , daß diese» Gesetz , an dessen Fassung Erzeu¬
ger und Verbraucher in langwierigen Verhandlungen teil¬
genommen haben , dem wirtschaftlichen Wiederaufbau Deutsch¬
lands in weitem Maße dienen wird .



Line russische IKäubergescbicbte aus
Paris .

Das Blatt „ Journal " schreibt : Die Polizei 'beschäftigt sich
in diesen Dagen mit einer ernsten Angelegenheit , über die die
verschiedenen poltischen Organe absolute Diskretion bewahren .
Wir glauben jedoch bestätigen zu können, oag im Lause der
seit etwa vierzehn Tagen eröffneten Untersuchung der Be¬
weis erbracht wurde , daß die Bolschewisten seit cinger Zeit
entschlossene Agenten mit bestimmten Missionen beauftragt
haben , von denen die wichtigste war , die Beseitigung der beiden
durch ihre Opposition gegenüber den Sowjets bekannten fran¬
zösischen Staatsmänner . Die Untersuchung soll nach dem Blatt
auch festgestellt haben, datz die Sowjetrepuv .' ik Deutschland
vorgeschlagen habe, ohne vorherige Kriegserklärung Polen an¬
zugreifen . Wenn Polen dann vernichtet gewesen wäre , hät¬
ten die beiden Alliierten sich gegen Frankreich wenden sollen.
Die deutschen Monarchisten hätten die Verschiebung des vorge¬
schlagenen Zeitpunktes verlangt , da ihre Vocoerercungea nicht
vollendet feien . — Diese Nachricht wird in Verbindung ge¬
bracht mit einem Mtendiebstahl , der in der ehemaligen russi -
sckrn Botschaft und am Sitz des Ausschusses für die russische
Konstituante festgestellt wurde . Nach orm „ Petit Journal "
soll es sich bei dem angeblichen Komplott um oie Ermordung
zahlreicher Persönlichkeiten der russischen Kolon:: in Paris
handeln.

Ikurze polit. Nacbrickten.
* Begrenzung der Zwangsanleihe auf 70 Milliarden . Im

Steuerausschutz des Reichstages wurde ein Antrag Fischer
(Dem. ) angenommen , wonach die Höhe der Zwangsanleihe auf
70 Milliarden festgesetzt wird. Der Gesamtbetrag der An¬
leihe soll zur Abtragung der Sachlieferungen an die Entente
bestimmt sein . Der Ausschutz wird morgen die Erbschafts- und
Einkommensteuer behandeln.

Auflösung der Deutschnationalen Bolkspartei in Braun¬
schweig. Auf Grund der Verordnung zum Schutze der Re¬
publik sind durch eine Verfügung des Staatsministeriums
sämtliche im Freistaat Braunschweig bestehenden Gruppen der
Deutschnattonalen Bolkspartei aufgelöst worden.

Ein monarchistischer Reichswehroberst. Aus Regensburg wird
dem „ Volksfreund"

geschrieben :
„ Ein offizieller Vertreter des republikanischen Reichsbundes,

der dem Kommandeur der hiesigen Reichswehr, Oberst Leupold,
eine Einladung zu der heute stattfindenden Trauerkundgebung
für die Republik gab , erhielt von diesem einen ablehnenden
Bescheid, datz die Reichswehr nicht zum Schutze der Republik
und ihrer Verfassung, sondern zum Schutze des deutschen Va¬
terlandes und feiner Grenzen (also nur zum Kriegführen ! be¬
merkt dazu der „Volksfteund "

) da sei . Im weiteren Gespräch
bekannte sich Oberst Leupold offen als Monarchist mit dem
Bemerken, datz auch neun Zehntel seiner Leute monarchistisch
gesinnt seien.

"
* Neue Waffenfunde . In Bremen sind im Lagerhaus eines

Kaufmanns elf Kisten mit ümgearbeiteteu Militärgewehrenj »
Modell 98 , gefunden worden. Die Haussuchung der Krimi¬
nalbeamten wurde nach dem „Vorwärts " auf Veranlassung
des Führers der U.S .P . vorgenommen .

* Auflistung des Schutz - und Trutzbundes in Hessen . Nach!
einer Bekanntmachung des Ministeriums des Innern wird die
im Volksstaat Hessen bestehende Organisation des deutsch -völ¬
kischen Schutz - und Trutzbundes (Sitz Hamburg ) init allen
Bezirks- und Ortsgruppen auf Grund der 88 1 und 2 der Ver¬
ordnung zum Schutze 'der Republik vom 26 . Juni 1922 ver¬
boten und aufgelöst.

General Wrisberg berichtigt. Über die im 2 . Band der „Er¬
innerungen aus dem Kgl . Preuh . Kriegsministerium " des Ge¬
neral v . Wrisberg „Heer und Heimat " enthaltene Statistik
über die Beteiligung der Juden am Weltkriege ist ein lebhafter
Meinungsaustausch entstanden . General v . Wrisberg bittet
die „Bad . Post", um einen sinnstörenden Druckfehler öffentlich
richtig zu stellen , um Aufnahme der folgenden Notiz :

„ In den von mir in meinem Buche „Heer und Heimat " ver¬
öffentlichten sog . Judenstatistik ist ein irreführender ,
übrigens sofort erkennbarer Druckfehler enthalten :
es mutz S . 95 Zeile 4 von oben anstatt 11 Prozent
heitzen : 1,1 Prozent . Jeder aufmerksame Leser sieht, datz es
sich lediglich um „Verrutschen" eines Kommas handelt . Da
aber dieser Druckfehler zum Gegenstand lebhafter Erörterun¬
gen geworden ist, nehme ich Veranlassung , diese Richtigstellung
öffentlich bekanntzugeben, v . Wrisberg .

"
Die „Bad . Post " bemerkt dazu : General Wrisberg hat sich

erst nach langer Zeit herbeigclassen, diesen „ Druckfehler" zu
berichtigen.

* Rückgabe deutscher Patente in Amerika. Dem kürzlich aus¬
gesprochenen Ersuchen des Präsidenten Harding gemätz ist der
Vorsitzende der „Chemical Foundation Incorporated " aufge¬
fordert worden, dem Kurator des feindlichen Eigentums 4677
deutsche chemische Farbstoffpatente zurückzugeben, die an die
Chemical Foundation widerrechtlich im Kriege verkauft worden
sind .

* Schwere Explosion in einem Minendepot . Gestern nach¬
mittag J43 Uhr ereignete sich im Minendepot Groden bei Cux¬
haven eine gewaltige Explosion. Die Zahl der Toten und
Verwundeten wird bis jetzt auf 30 geschätzt. Zurzeit des Un¬
glücks waren ungefähr 200 Arbeiter im Depot anwesend . Auch
in Cuxhaven wurde eine Anzahl von Personen durch Glas¬
scherben verletzt . Die Explosionsgefahr: ist noch nicht behoben.

Der Hunger in Rußland . Wie dem Genfer internationalen
Komitee für die Rußlandshilfe von dem Delegierten Nansen
aus der Krim mitgeteilt wird, zählte man dort am 4. Juli etwa
370 000 Hungernde , darunter 185 000 Kinder . Etwa 100 000
Kinder und 60 000 Erwachsene werden gegenwärtig durch ört¬
liche Hilfsorganisationen ernährt . Die Sterblichkeit beträgt in
gewissen Teilen der Krim 75 Prozent der Bevölkerung . In
einigen Dörfern aber sind sämtliche Bewohner ausgestorben .

Radiscke Illebersicbt.
Kadiscber Landtag .

Am 28 . Juli
soll nach einem in der gestrigen Sitzung des Vertrauensmän -
nerausschusses geratzten Beschlüsse der Landtag geschlossen
werden. Bis dahin sind noch eine Reihe Gesetze , über die in
diesen Tagen in der Kommiffion beraten wurde , im Plenum
zu verabschieden . Gleichzeitig sind noch Anfragen verschiede¬
ner Parteien eingereicht, über welche sich voraussichtlich grisi
tzere politische Debatten enispinnen werden . Jedenfalls ist
das Arbeitspensum bis zum 28 . Juli ein ziemlich reichliches;
e» muh aber bewältigt werden, da an dem 28 . Juli als

Schlutztag unbedingt festgehalten werden soll. — Der Land¬
tag tritt dann erst wieder Mitte Oktober zusammen .

Die Sicherung der Obsternte 1922 für die Bolks -
i eruährung .
! Die weiblichen Abgeordneten sämtlicher Parteien haben im
| Landtag folgenden Antrag eingebracht:
l Die Unterzeichneten beantragen , datz die von 25 Organi -
! sationen Unterzeichnete Eingabe : die Sicherung der Obsternte
! 1922 für die Volksernährung betr., in sofortige Behandlung
! und Bearbeitung genommen wird .

Im Ausschuh für Rechtspflege und Verwaltung
berichtete Frau Abg. Straub über vorstehende Eingabeund wies auf die Unterzeichner hin , die wirtschaftlichen, reli¬
giösen und abstinenten Vereinen angehören . Sie gab Kennt¬nis von der Stellungnahme dxr Regierung hierzu , die
gewillt sei, folgende Verordnung , auf die bereits verwiegen,
zu erlassen:
Verbot der Verarbeitung von Obst und Obsterzeugnissen zu

Byanntwein .
Auf Grund des Artikels 2 der Verordnung des Reichs¬

ministers für Ernährung und Landwirtschaft über die
Versorgungsregelung vom 16. April 1921 (RGBl 486 )wird mst Zustimmung des Reichsministers für Ernährungund Landwirtschaft verordnet :

8 1 . Obst- und Obsterzeugnisse aller Art dürfen zur
Herstellung von Branntwein nicht verwendet werden . Auch
das Einschlagen zum Zwecke der Branntweinherstellung
ist verboten.

8 2. Brennkirschen dürfen mit Genehmigung des Be¬
zirksamts zur Branntweinhevstellung verwendet werden .Als Brennkirschen gelten solche Kirschen , die sich zum
Genüsse in rohem Zustande nicht eignen und Herkömm¬
lich in ihrem Erzeugungsgebiet ausschließlich zur Brannt¬
weinherstellung verwendet werden.

8 3 . Weitere Ausnahmen von dem Verbot der Her¬
stellung von Branntwein kann die Landesversorgungs¬
stelle zulasten , wenn es sich um Obst, Obsterzeugnisse und
Rückstände von Obst handelt , die zum menschlichen Genüsse
untauglich sind und wegen ihrer Beschaffenheit oder aus
anderen Gründen zur Herstellung von Marmelade nichtverwendet werden können .

8 4 . Als Obst im Sinne dieser Verfügung gelten auchalle Arten von Beeren , als Branntwein auch Liköre.
8 5 . Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser

Verordnung werden mit Gefängnis bis zu 6 Monaten
oder mit Geldstrafe bis zu 10 000 M . bestraft .

8 6 . Diese Verordnung tritt mit sofortiger Wirkung in
Kraft .

Der Minister des Innern bedauerte , datz gerade in
Waden als größtem Überschutzland für Obst eine solche Ver¬
ordnung notwendig sei und bei uns die höchsten Preise für
Kirschen gezahlt werden müssen . Das Reich sollte Vorgehen.
Württemberg habe bereits ein Brennverbot erlassen ; für die
Kirschen sei es noch nicht zu spät.

!Jn der Debatte sprachen ausgiebig Vertreter aller Par¬teien . Besonders ein deutschliberaler Vertreter setzte
sich energisch für den Erlaß obiger Verordnung ein . Es seiein Skandal , datz wir in Baden die höchsten Preise für Kir¬
schen hätten bezahlen müssen , während man in Norddeutfch-land nur die Hälfte entrichte. Die Sozialdemokrate
stimmte ebenfalls der Verordnung zu ; sie hätte schon srüherkommen sollen. Sie stellte den Antrag , daß die G e l d st ra¬
st r a f e bis zu 100 000 M . gesteigert werden könne. So
lange man für die sogen , gestrülppten Kirschen auch 10—12
Mark pro Pfund bezahle, weil diese ins Faß wanderten ,werde es nicht besser . Man sollte auch den Zwischenhandel
ausschalten . Deutschnationale und deutsch demo¬
kratische Redner stimmten ebenfalls zu ; letztere weisen
auf Amerika hin , das uns gerade deswegen keine Anleihe
gewähre , weil wir noch immer viel Alkohol konsumieren wür¬
den. Der 8 2 der Vorlage sei aber bereits überholt . Ver¬
treter des Landbundes weisen auf die hohen Frachten
hin , die das Obst ebenfalls verteuern ; hier müßte Wandel
geschaffen werden . Die Verordnung bringe Schwierigkeiten .Ein Zentrumsvertreter beantragt die Einfügungder Bestimmung : Fallobst und fester fallen nicht unter die
Verordnung . Diese Bestimmung müßte unbedingt hinein, ,
damit die Obstbaumbesitzer nicht großen Schäden leiden . Ein
werterer Zentrumsvertreter hat große Bedenken gegen die
Verordnung ; wir schäften dadurch Ausnahmen und unserObst geht zum Land hinaus . Zwei Redner dieser Partei wei¬
sen noch auf den Zwischenhandel hin und halten ein Eingrei¬fen gegen gewährte Handelserlaubuis für notwendig.

Zu einer Abstimmung kam es nicht , da die Fraktionen die
Verordnung durchsprechen wollen und der Ausschuß für

Rechtspflege sich dann am Donnerstag äbend über sie schlüssig
machen will.

Baden und die Main -Donan -Wasserstraße.
In Artikel 1 eines dem Landtage vorgelegten Gesetzentwur¬fes wurde das Staatsministerium ermächtigt, das Land Ba¬den an der Rhein - Main -Donau - Aktiengesellschaft in Münchendurch Übernahme von Stammaktien im Nennbetrag von4 Mill, Mark zu beteiligen. Der Haushaltsausschuß be¬

faßte sich am Dienstag damit und stimmte auf Antrag des
Berichterstatters Frendenberg dem Vorschläge der Re¬
gierung zu . Nur der .deutschnationale Vertreter hatte Be¬denken, die Vorteile der Beteiligung Badens wären aber grö¬ßer wie die Nachteile. Er stimmte zu.

Zur Vorlage ist noch zu bemerken: Bon der Mainstrecke,die durch Kanalisierung zur Großschiffahrtsstraße ausgebautwerden soll, entfallen etwa 37 Kilometer auf den badisch -baye¬rischen 'Main . Da die Landesgrenze auf dieser Strecke in derMitte des Flusses verläuft , erstreckt sich das Unternehmensomit auch auf badisches Hoheitsgebiet. Die auf diesem Ge¬biete vorhandenen Wasserkräfte werden in der Hauptsache inden 2 Kraftstusen Bettingen , Haßloch und Freudenberg auS-
genützt werden. Außerdem steht die badische Strecke nochunter dem Einfluß des Rückstaus der Staustufe Großheübach.Der badische Kraftanteil dieser vier Staustufen beträgt im'Mittel 4590 PS ohne Berücksichtigung der geplanten Lech-
wasserüberführung . Es wird durch die Beteiligung ein Ein¬
fluß auf die Pläne und das Bauprogramm ausgeübt . Imsogen, kleinen Auffichtsrat ist Baden bereits eine Stelle ein¬
geräumt . Mit der baldigen Erschließung der badischenWasserkräfte wäre zu rechnen . Die Lage der Großfchiffahrts -
straße längs dem Amtsbezirk Wertheim ist für diesen vor¬
aussichtlich von solchem Wert , daß sich gewisse Opfer von
staatlicher Seite für das Unternähmen rechtfertigen . Mitdein Unternehmen können recht erhebliche badische Wasser¬kräfte nutzbar gemacht werden und dies gerade in einemLandesteil , der mit Wasserkräften sonst nicht gesegnet ist,

Murgwerk und Badenwerk .
Der Haushaltsausschuß genehmigte einstimmig dxn Kauf¬vertrag zwischen dem Badischen Landesfiskus und dem Ba¬denwerk, durch welchen die aus staatlichen Mitteln erstelltenAnlagen zur Elektrizitätsversorgung des Landes (Murgwerk ,Hochspannungsleitungen , Transformatorenstationen , Ortsnetzeufw .) mit Einschluß aller Berechtigungen und Verpftteyiun -

gen an das Badenwerk verkauft werden. Der Kaufvertrag

basiert aus einem vom früheren Landtag beschlossenen Gesetzeüber den Verkauf des Murgwerks vom 1 . Juli 1921 ab . Aucheine Anzahl Grundstücke in den Gemarkungen Forbach,Windeck -Hundslbach, Stockach, Rinklingen , Seckenheim , Mann¬
heim und Ettlingen gehen an das 'Badenwerk über ; die hier¬für zu bezahlenden Preise sind ebenfalls im Kaufvertrag fest¬gelegt. Berichterstatter war Abg . M a r u m .* TV

DZ . Förmliche Anfrage . Die Aögg . Dr . Schofer (Ztr .) , Dr .
Glöckner (Dem . ) , Dr . Schmitt-Karlsruhe (Zentr . i und Schön
(Dem . ) , haben im Landtag folgende Förmliche Anfrage ein¬
gebracht: „Ist die Regierung in der Lage, alsbald eine objek¬tive Darstellung der Ausschreitungen, welche seit dem 24. Juni ,dem Tage des Mordes an dem Reichsaußenminister Dr .
Rathenau zu beklagen sind , im Landtag zu geben ? Welche
Maßnahmen werden zur Verhütung der Exzesse getroffen ? "

Deilstättenkmren kür versickerte tuber¬
kulöse Hrriegsbescbkdigte.

Jnvalidenversicherie tuberkulöse Kriegsbeschädigte können
von zwei Stellen eine Heilstättenkur erhalten , und zwar so¬
wohl von der Landesversicherungsanstalt als auch von den
Versorgungsbehörden . Diese doppelt« Möglichkeit birgt aber
die Gefahr von Zuständigkeitsstreitigkeiten in sich und hat oft' zur Folge , daß das Heilverfahren , statt beschlermigt zu wer-
vcn , verzögert wird .

Durch Vereinbarung mit den Landesversicherungsanstalten
hat das Reichsarbeitsministerium sich bereit erklärt , die Heil¬
stättenkuren aller anerkannten tuberkulösen versicherten
Kriegsbeschädigten selbst durchzuführen . Die Landesoerfiche,
rungsanstalten übersenden alle entsprechenden Anträge sofortdem zuständigen Versorgungsamt ; st« selbst führen die Kuren
nur in dringenden Ausnahmefällen im Aufträge der Ver-
sorgungsbehörden durch . Ist Dienstbeschädigung .für das tu¬
berkulöse Leiden noch nicht anerkannt , dann kann die Stelle »an die sich der kurbedürftige Beschädigte wenvel, di« Kur
bewilligen.

Auf diese Weise ist Vorsorge getroffen, daß Heilstättenoe-
handlungen mit der gebotenen 'Schnelligkeit durchgeführtwerden .

Lrböbung der Linkrommensgrenzetür die
Gewäbrung der Llternrente aut Grund

des Ikeicksversorgungsgesetzes .
Die Jahreseinkommensgrenze , bis zu der Bedürftigkeit imSinne der Vorschriften über die Gewährung der Elternrente

angenommen werden darf , ist mit Wirkung vom 1 . 'April1922 ab von 3000 M . aus 11000 M . für ein Elternpaar und
auf 8000 M . für einen einzelnen Elternterl erhöht worden,wenn das mutmaßliche Jahreseinkommen von 1022 zugrundegelegt wird . Bei den neuen EinkvrnmensgrenzA sind aber
die entsprechend der Veranlagung zur Einkommensteuer fürjoden einzelnen Versorgungsberechtigten zugelassenen Wzüge
(2 X 2300 — 4800 M . für ein Elternpaar , 2400 für einen
einzelnen Elternteil ) bereits berücksichtigt . Die Nachprüfungder bisher wegen Überschreitung der Einkommensgrenzen ab¬
gelehnten Anträge aus Gewährung von ElternrEe erfolgtnur auf Grund eines neuen Antrages . Derartige Anträgefind an das zuständige Versorgungsamt — nie#? ' ' an das
Hauptversorgungsamt — zu richten. 3 '

Die Lohnbewegung im IKaminkeger-
gewerbe Kadens , "b-

iilioDas Schiedsgericht, eingesetzt von der KaminsegerinnungBadens , der Kaminfegermeistervereinigung für . -den Hand¬werkskammerbezirk Mannheim und dem Landesverband ba¬
discher Kaminfegergehilsen , zusammengetreten am ' 12. Juli im
badischen Arbeitsministerium unter dem Vorsitz von Ge-wevoerat Emele , faßte folgende Beschlüsse : 1 . Der wöchent¬
liche Lohn betrügt für einen Gehilfen bis zu 20 Jahren 1420Mark , bis zu 24 Jahren 1460 Mark, über 24 Jahre 1600 M .,ab vom Tage der Erhöhung der amtlichen Gebühren2 . Für Überstunden , welche die wöchentliche Arbeitszeit von48 Stunden übersteigen , werden den Gehilfen von '

morgens6 Uhr bis abends 6 Uhr 41,40 M. pro Stunde vergütet. Inder übrigen Zeit sowie an Sonntagen und Feiextagen 57,60Mark pro Stunde .
3. Für Nebenarbeiten , wie Reinigen von Dampfkesseln , 'Ka¬minen , Malzdarren und größeren Zentralheizungen wird aufdie Löhne von Ziffer 1 und 2 ein Zuschlag von 21,60 M . ver¬

gütet . Reinigen von kleinen Zentralheizungen , Herden ist
nach Vereinbarung zu zahlen.

4 . Bei Gewährung voller Beköstigung und Wohnung durchden Meister dürfen 576 M . am wöchentlichen Lohn in Abzuggebracht werden , stellt er nur Wohnung, so werden 54 Markin Abzug gebracht. Frühstück ist gegenseitig zu vereinbaren .5 . Stellt der Meister Kost und Wohnung, so wird bei Ar¬beiten außerhalb des Wohnorts den Gesellen ein Zehrgeldvon 48,60 M . pro Tag ( Nachtessen nicht inbegriffen) vergütet.Für Wernachten sind 27,60 M . zu zahlen, sofern der Meister
nicht für Übernachten <d. h . Nachtessen , Bett und Frühstück )sorgt. Gesellen mit vollem Wochenlohn , also ohne Kost und
Wohnung erhalten nur Übernachtungsgeld von 21,60 M.6 . Waschgelegenheit mit Seife und Handtüchern stellt der
Meister , oder er vergütet hierfür den Gesellen 160 M. in der
Woche . Öffentliche Badeanstalten sind als Waschgelegenheitnicht zu betrachten .

Hrrsinn und Alkobolmihbraucb .
Während des Krieges nutz . feinen weitgehenden Einschrän¬

kungen des Alkoholverbrauchs waren die Fälle geistiger Er¬
krankungen infolge übermäßigen Ajkoholgenusses in unsermLand verhältnismäßig selten. Nach den Erhebungen des Sta¬
tistischen Landesamts wurden in den Jahren 1917 und 1918
je 30 Personen (darunter 4 bczw . 5 Frauen ) wtzgen Geistes¬
erkrankung infolge Alkoholmißbrauchs erstmals in eine ba¬
dische psychiatrische Klinik oder Heil- und Pflegeanstalt ausge¬
nommen . Nach Kriegsende ist eine starke Zunahme der Alko¬
holiker, die wegen geistiger Erkrankung in eine Irrenanstalt
aufgenoimnen werden müssen , vou Jahr zu Jahr erkennbar.
Im Jahr 1919 betrug die Zahl der wegen

'
Alkoholismus erst -inals Aufgenommenen 37, im folgenden Jahr 68 und stieg im

Jahr 1921 auf 90 (darunter 8 Frauen ) . ^
'lllnebelicbe Gebur^ n in Kaden.

In den Kriegsjahren hat die Zcchspder unehelichen Geburten
in unserm Land in bedenklicher Woiso -zugenommen. Im Jahr
1914 enftielen , nach einer Mitteilung,zdes Statistischen Lan¬
desamts , auf 100 Lebendgeborene 9 uwehgstche; dieser Verhält¬nisanteil stieg in der Kriegszeit von^Jahr zu Hahr, bis er im
Jahr 1918 mit 13,3 Prozent die Hüchstzahl dszijetzten Halb¬
jahrhunderts erreichte. In den letzten Jahren MWmt die Un¬
ehelichkeitsziffer erfreulicherweise wieder ab . , s

sdns



ikurze ißacbricbten aus Vaden .
DZ . Heidelberg, 12. Juli . Gestern besuchte eine Anzahl der

an der Mannheimer Schloflertagung beteiliglen Mitglieder der
Schlosserinnung unser Schloß . Einem schönen Impuls folgend
sammelten sie für eine Schar Kriegerwaisenkinder, die sich in
der Nähe befanden, 18 *000 M . Bravo !

DZ . Konstanz, 12. Juli . Von zuständiger Seite wird mitge¬
teilt, datz die bisherigen Erhebungen in Sachen der Ausschrei¬
tungen in Singen bisher noch kein so klares Bild ergeben ha¬
ben , diatz eine cinwandsfreio und objektive Darstellung des
Falles möglich ist. Seitens - der Untersuchungsbehörde wer¬
den deshalb die Erhebungen fortgesetzt. Nach Abschlutz dersel¬
ben wird über das Ergebnis weiteres milgeteilt .

Aus der Landesbauptstadr.
Karlsruhrr Herbstwoche 1922.

Unter dem Vorsitz von Stadtrat und Konsul Menzinger fand
kürzlich eine Zusammenkunft von Vertretern jener Korpo¬
rationen und Vereine statt , die ihre Mitwirkung bei der Karls¬
ruher Herbstwoche zugesagt haben . Der Vorsitzende betonte,
die Vertreter möchten an den für nächste Zeit vorgesehenen
Besprechungen teilnehmen uitd ihre Wünsche zur Geltung
bringen , damit die Karlsruher Herbstwoche diesmal einen
autzergewöhntichen Erfolg öavontragen möge .

Verkehrsdirektor Lacher legte nochmals das Programm dar,
wie es der Öffentlichkeit großenteils bekannt ist. Um alle be-
äbsichtigten Veranstaltungen durchführen zu können, ist es er¬
forderlich, die Dauer der Herbstwoche vom 10. September bis
1. Oktober zu erstrecken .

Die Ausstellung der Bad. Kunsthalle, die von Vor- und
Nachmittagsfeier begleitet wird, bringt den Karlruher Privat¬
besitz an Gemälden zur Geltung . Außerdem sind drei Mor -
genffiern mit altdeutscher Musik , Lichtbildervorträge, Führun¬
gen usw. vorgesehen. Sie soll von Mitte Juli bis Ende Sep -
rcutbcr dauern .

Die Festwoche des Bad . Landestheaters dauert vom 17. bis
mit 24. September Außer den bekannten Aufführungen ,st
auch eine Uraufführuitg der Oper „ Casanova (Text von Ru¬
dolph, Musik von Kusterer ) vorgesehen. Als Vorfeier zu dessen
60.

'
Geburtstag plant der ^ heaterkulturvevband eine Gerhart

Hauptmann - Feier bei der Hauptmann voraussichtlich selbst
einen Vortrag halten wird, während das Landestheater eine
Aufführung von Michael Kramer vorsieht.

Das Bad. Landcsmuseum kann während der Herbstwoche die
endgültige Gestaltung zweier neuer Abteilungen , der Vor-
und Frühgeschichtlichen , zeigen. Außerdem wird die sogenannte
„Türkensänrmlung " des Markgrafen Ludwig Wilhelm des
Türkenlouis , in völlig neuer Aufstellung im prächtigen Gale¬
riesaal des - Schlosses eröffnet werden. Außer der Wiener
Sammlung darf diese Abteilung des Landesmuseums zu den
hervorragendsten derartigen Sammlungen Europas , nament¬
lich in kunstgewerblicher Hinsicht , gezählt werden. Die er¬
wähnte vor - und frühgeschichtliche Abteilung ist nach den mo¬
dernsten Grundsätzen und nach dem neuesten wissenschaftlichen
Stand im Schloß ausgestellt worden und umfaßt die Perioden
von der einheimischen Steinzeit bis zum Ende der römischen
Besetzung des rechten Rheinufers . Hervorragend sind darunter
die epochemachenden Ausgrabungen vom Michelsberg bei
Untergrombach aus dem 3. Jahrhundert v . Chr., die umfang¬
reiche glänzende Sammlung der Hallstadtkeramik unseres Lan - I

des «deren Ausstellung schon im letzten Jahre geplant war ),
die allein 4 Räume einnimmt und die römischen Altertümer ,
unter denen namentlich die Kleinfunde vom römischen Grenz¬
wall hinter dem Odenwald sich auszeichnen. Die Aufitellung
in ganz neuen Schaukästen mit gewähltem Anstrich soll na¬
mentlich für die Schulen vorbildlich sein beim Unterricht in
der heimischen Geschichte und ihrer ältesten Denkmäler .

Der Bad. Kunftvereia veranstaltet eine Ausstellung Karls -
ruher Künstler . Die Ausstellung dauert vom 15. September
bis 15. Oktober. Sie verspricht ein umfastendes Bild des
Schaffens unserer heimischen Künsller

Die Leitung der Ausstellung „Die Arbeit im Lichte der
Kunst"

, veranstaltet vom Gewerkschaftskartell, hat jetzt be-
schiojscn, auch eine begrenzte Anzahl auswärtiger , nicht badi¬
scher namhafter Künstler zur Beteiligung heranzuziehen . Die
Kunsthalle Karlsruhe hat ihre Bereitwilligkeit zur Mitarbeit
zugcsagt. Die Galdrie Moos veranstaltet unter der Führung
des wirffchaftlichen Verbandes bild. Künstler Südwestdeutsch¬
lands eine Ausstellung von Originalradierungen , Holzschnitten,
Zeichnungen und Aquarellen . Dauer der Ausstellung 1 .—30.
September

„Bühne und Welt". Aus der Thcaterkanzlei werden wir
um Veröffentlichung folgender Zeilen gebeten : Das zugunsten
der Altpensionäre des Badischen Landestheaters veranstaltete
Wohltätigkeitsfest erbrachte trotz der gewaltigen Ausgaben
einen Reinertrag von 128 667 M ., der nunmehr an die Pe
sionäre bezw . Witwen und Waisen zur Verteilung gelangte .
Allen gütigen Spendern , die durch Stiftungen jeglicher Art
ihre Gaben darbrachten , sowie all den fteundlichen tätigen
Helferinnen und nicht zuletzt der Preffe für ihre tatkräftige
Unterstützung dankt herzlichst das Gesamtpersonal des Ba¬
dischen Landestheaters .

Stadt . Konzerthaus . Heute Donnerstag findet die letzle
Aufführung der Operette „ Die keuscheSusanne " statt. — Mor¬
sten Freitag abends 7 )4 Uhr gelangt für den Verein „Volks¬
bühne" als erste Vorstellung (J 9) die Operette „ Alt Wien"
zur Wiedergabe. Es sei daraus hingewiesen, daß an der
Abendkasse noch Karten für das Publikum zur Ausgabe kom¬
men. Samstag abend erfolgt die Erstaufführung der Ope¬
rette „ Apachen " .

Wadiscbe Semeindescbau.
Badischer Städtcverband .

Ter badische Städtevcrband hielt am 6 . Juli im Rathause
zu Lahr unter dem Vorsitz des Herrn Oberbürgermeister Dr .
Walz -Heidelberg, eine Vorstandssitzung ab . Die Anwesenden
sprachen sich mit aller Entschiedenheit gegen das Verhalten der
Reichsregierung in der Gemcindefinanzfrage aus , das die ge¬
botene Rücksichtnahme auf die genügend bekannten , äußerst
schwierigen Finanzverhältnisse der Gemeinden durchaus ver¬
missen lasse und diese durch eine weitere Verzögerung der
Änderung des Landessteuergesetzes noch verschlimmere. Die
Gemeinden werden nach Ansicht des Verbandes auf ein eige¬
nes bewegliches Zuschlagsrecht zur Reichseinkommenstcuer auf
die Dauer nicht verzichten können . Auf alle Fälle müßten aber
jetzt die garantierten Mindestüberweisungsbeträge entsprechend
dem Mehraufkommen aus den Reichssteucrn in den letzten
Jahren hinaufgesetzt werden.

Dem Grundgedanken des Entwurfs eines Kreis - und Be --
! zirksverbändegesetzes wurde zuqestimmt mit dem Bemerken, !

daß die Zeit für eine durchgreifende Änderung dcc Veiwal -
tungsorganisation und eine eventuelle Übertragung der jetzigen
Kreisfunktioncn auf die Bezirksverwaltung nicht geeignet sei ;
die Beibehaltung der Kreise sei daher zu begrüßen , doch soll¬
ten Änderungen in der geographischen Einteilung der Kreise
nur vorgenommen werden, wenn sie durch dringende öffent¬
liche Interessen geboten sind . Ter Städtevcrband trat in die¬
ser Hinsicht der Stellungnahme der Vertreter der KreicauS .
schüste bei .

In der Frage der Ausländerabgabc hielt der Voritanft eine
Besprechung mit der Regierung für zweckdienlich. Es wurde be¬
tont , daß den Gemeinden ein selbständiges Zuschlagsrccht zur
Getränkestcuer und Wandcrgcwerbesteuer zugestanden werden
müsse und die baldige Einführung eines Landesfahrzcugneuer -
gesetzcs wünschenswert erscheine .

Des weiteren kamen das jetzige Verhältnis der Arbriteriöhne
und Beamtengehältcr , die Einführung einheitlicher Schlacht -
und Biehhofgebühren, Vergünstigungen der Kriegsblinden bei
Strahenbahnfahrten und einige andere Fragen von besonderer
Bedeutung zur Erörterung .

DZ . Freiburg , 12. Juli . Dem Jugendamt wurden vom Lan.
drsausschuß für Kinderspeisungen aus ausländischen Liebes¬
gaben bewilligt : Täglich 70 Speisungen für Lehrling« sowie
täglich 400 Speisungen für Schulkinder in Luft - und Sonnen¬
bädern . Tic der Stadtgemeinde dadurch entstehenden Kosten
von ungefähr 22 000 M . sollen in den Voranschlag 1922/23
eingestellt werden. — Mit Rücksicht auf die Geldentwertung
erfährt die Vergnügungssteuer eine durchschnittliche Erhöhung
von 58 bis 190 Prozent . Sofern die Größe des benutzten Rau¬
mes nicht als genügender Maßstab für die Festsetzung der
Steuer dienen kann, ist dieselbe für die Veranstaltung und den
Tag auf 2000 bis 5000 M . festgesetzt . — Anstelle des in Aus¬
sicht genommenen Saarkohlenbezugs soll, ebenfalls in Anbe¬
tracht der Geldentwertung , der beschlossene Holzvorhieb von
5000 Festmeter möglichst vollständig in Brennholz zur Durch¬
führung kommen .

DZ . Engen , 12. Juli . Zwischen den Vertretern der land¬
wirtschaftlichen Organisationen und den Vertretern des Hand¬
werks, den Beamten - und Arbeiterorganisationen , fand hier
eine Besprechung über die Milchvreisangelegcnheit statt . Auck
die Vertreter der Bedarfsstädte Singen , Konstanz, Tuttlingen ,
Karlsruhe und Heidelberg waren anwesend. Man einigte sich
auf einen Erzeugerpreis von 7,50 M . vom 1 . Juli ab . Außer
der Milchpreisfrage wurden auch mehrfach Beschwerden bezüg¬
lich der umlaufenden Gerüchte über den zukünftigen Kartoffel¬
preis vorgcbracht, und es wurden die umlaufenden Gerüchte
über unermeßlich hohe Kartoffelpreise als sinnlos bezeichnet .

Verschiedenes.
DZ . Die Not der Presse. , Ein kleineres bayerisches Provin -

ztalblatt bat seinen Lesern angekündigt, daß es ab 1 . Juli den
Abonncmentspreis auf 15 M . erhöhen müsse , und erklärt
hierzu : „ Es diene unseren verehrlichen Lesern zur Kenntnis ,
daß wir den Abonncmcntspreis auch in Naturalien entgegen¬
nehmen zu den Vcrhältnispreisen von 1913/14. Die Zeitung
kostete damals im Vierteljahr 1,20 M„ mit Postzustellung
1,59 M . Demgemäß kann als Abonnementspreis auch gege¬
ben werden - Entweder 6 Pfund Weizenmehl oder 1 % Pfund
Schweinefleischoder 1 % Pfund Butter oder 1 Pfund Schmalz
oder 24 Eier " .

Tagesordnung
der am Dienstag , den 18. Juli 1922 , vormittags
8 Uhr im Äezirksratssaal in Karlsruh stattfindenden

B « zirtsra1ssihu « g .
1. Wirtschaftsgesuche Karlsruhe - Stadt . Karl Wil¬

helm Schilling, Verlegung von „zum Dragoner "
, Uh-

landstr . 9 , -nach Kronenstr . 46 „zum Ritter "
; desgl.

Heinrich Rösch, Verlegung von „zum Ritter "
, Kro¬

nenstr . 46 nach „ zum Meierhof "
, Zähringerstr . 16 ;

Else Zeletzky, Realgastwirtschaft „ zur goldenen Krone"
in RüppurÄf" ' desgl. Ludwig Weisenrieder „ zum
LandskneHt?; ^Wilhelm Lindemann , Schankwirtschaft
mit Branntweinschank „ zum Falken "

, Augnrten -
straße 49 ; Albert Wetzet , Schankwirtschaft „ zum Frei¬
burger Hof"

, Fasanenftr . 19 ; Johanna W.cskott,
Schankwirffchaft „zum Schützen"

, Wielandstr . 38 ;
2. Wirtschäftsgesuche Karlsruhe - Land. Robert Wil¬
helm Hanf , Schankwir :fchaft mit Branntwein -
schank „zur Krone " in Leopoldshasen ; 3. Reichsbau¬
amt Karlsruhe , wasserpolizeiliche Genehmigung zur
Erstellung eines Dienstwohngebäudes beim Zollamt
Maxau ; 4. Änderung der bezirkspolizeilichen Vor¬
schrift vom 6 . Mai 1980 , die Kaminrcinigung betr . ;
6 . Aufhebung der Straßen - und Baufluchten der Ko -
pernikusstratze ; 6. Vogel & Schnurmann , Karlsruhe
Errichtung einer Reißerei Ecke Lager - und Grün -
winkicrstraßc ; 7 . Nähmaschinenfabrik vorm. Haid &
Neu, A .-G . , Erweiterung der Gießcreihalle Karl -
Wilhelmstraße 7—15 ; 8. Feststellung der Straßen -
und Baufluchten für das Industriegebiet bei der Ma -
schinenbaugesellschaft hier ; 9 . Bauplatzumlegung an
der Riefftahlstraße ; 10 . Rosenfeld & Eo ., hier , Erwei¬
terung des Hüttenwerks an der Neureuterstraße ; 11 .
Beschwerde Josef Burger , hier , gegen eine baupolizei¬
liche Verfügung ; 12 . Geschäftsbetrieb des Vermittlers
Hans Mäher hier betr . ; 13. Fleischer & E»., Lumpen¬
lagerung . Harvtstr . 371a ; 14. Moses Weißmann , LuM-
penlagerung , Hardtstraße 37a ; 15. Anton Lerner , hier,
Beschwerdvngegen Versagung des Erlaubnisscheins .

Karlsruhe , den 12 . Juli 1982 . O .228
Bezirksamt O .Z .88

Bekanntmachung .
Wir suchen einen

! >. Miiimto oöecMmItllWoWliM
der in allen Zweigen der Gemeindeverwaltung theo¬
retisch und praktisch üurchgebildet und insbesondere
auch mit den neuesten Vorschriften über das Wohnungs¬
wesen . Wohnabgabe, MAMeuer usw. genau vertraut
ist. Nur eine tüchtige völlig selbständige Arbeitskraft
kommt in Betracht . Die Anstellung erfolgt nach Ab¬
lauf eines Probejahres nach den Bestimmungen der
städtischen Besoldungsordnung , Ortsklasse 8 . An¬
rechnung der bisher im Staats - , oder Gemeindedienst
zugebrachten Dienstjahre kgnn erfolgen . Ledige Be¬
werber (Verheiratetenwohnüng steht nicht zur Verfü¬
gung ) wollen ihre Gesuche unter Beifügung eines
Lebenslaufes und von Zeugnissen unter Angabe von
Gehaltsansprüchen 'bis zum 1. August d. I . bei uns
einreichen. Tribergf den 8 . Juli 1928 . A .414

Bürgermeisteramt : de Pellegrini .

^y£,TTBEW£ ßg j
für ein

PLAKAT
der

GROSSEN DEUTSCHEN
KUNSTAUSSTELLUNG
FÜR FREIE UND ANGEWANDTE KUNST

KARLSRUHE 1923
1 . Preis •
2 . Preis ■
3 . Preis •

• 5000 . -
• 3000 . -
2000 . -

PREISRICHTER :
) ro >. Dr . H . Billing

ros . 2l . KuIche
Prof . E . Würtenbergei

EinlieferungSsrist : I . Oktober 1922 j
Älahere Bedingungen durch die Gististtüiiclle <
Westendjtratze 81 . H-ur Teilnahme an dem z
Mettbeioerb find berechtigt badilchc und in 1
Baden Lohnhaste Künstler und Äün ' tiocinnen . 1

Bekanntmachung .
Den Verkehr mit Kraftfahrzeugen betr .

Aus Grund der §§ 21 des Krastfahrzeuggesetzes
und 33 der Verordnung über den Verkehr mit Kraft¬
fahrzeugen wird das Befahren des Feldwegs zwischen
der Vorholzstraße und dem Stadtteil Beiertheim (ver¬
längerte Brauerstraße ) mit Kraftfahrzeugen verboten.

Karlsruhe , den 7 . Juli 1982 . O .200
Badisches Bezirksamt

Polizeidirektion —- C 8. O .Z .86

in Lahr in best. Lage m .
Laden , f. jed . Gesch. ge¬
eignet, beziehbar, spott¬
billig zu vksn . Nr . 1807.
Porto beilegen! . A . 415
Fischler &' Co., München,

Prielmaperstr . 10.

Bürger!. RkWW
i. 6tr«tio * Verichtsbülkkit.
öffentliche Zustellung

einer Klage.
O . 187 . 2 Ettlingen .

Der Wirt und Metzger
Emil Elsässer in Ettlin¬
gen, vertreten durch
Rechtsanwalt Hasenfratz
in Karlsruhe , klagt aus
Wandelung eines Pferde¬
kaufs gegen den Händler

Franz Hof , zuletzt in
Durmersheim , jetzt an
unbekanien Orten abwe¬
send , u iib beantragt ein
gegen Sicherheitsleibung
vocläuftg vollstreckbares
Urieil dahin : Der Be»
leagie wird kostenpfliä ' t g
verurteilt in die Wande-
luua des von ihm am 31 .
Mörz 1922 an den Klä¬
ger verkauslen Pferdes zu
willig, i , und dementspre-
cheud d .is Pferd »egen
Rückerstattung des Kauf¬
preises von 20 000 M . u.
4 % Zinsen hieraus vom
Tage der Klagezustellung
an sowie Zahlung eines
täglicbeu Futtergeldes v .
100 M . zurückzunehmen.
Zur mündlichen Verhand¬
lung des Rechtsstreites
wird der Beklagte vor das
Amtsgericht II in Ettlin¬
gen auf Mittwoch, den 23.
August 1922 , vormittags
>H10 Uhr , geladen.
Ettlingen , 10. Juli 1922 .

Ter Gerichtsschreiber des
Amtsgericht- .

O . 202 . 2 . 1 . Karlsruhe .
Die Stickerin Rosa

Schweiger in München,
Radlsteg 1/1, Prozeßbe -
vollmächtigler : Rechtsan¬
walt Dr . Höwig in Ba¬
den , klagt gegen den
Kunstmaler Rupert Rrx-
wcis- Waldenburg , bisher
in Baden, Hotel Bock , j .
3t . unbekannten Aufent¬
halts , im Urkundenprozetz
unter der Behauptung ,
daß ihr der Beklagte laut
Anerkenntnis aus Darle¬
hen 5000 M . nebst 6 %
seit 26 . September 1921
schulde. mit dem An¬
träge , den Beklagten zur
Zahlung von 5000 M.
nebst 6 % Zins seit 26.
September 1921 und der
Kosten zu verurteilen und
das Urteil gegen Sicher¬
heitsleistung für vorläu¬
fig vollstreckbar zu erklä¬
ren .

Tie Klägerin ladet den
Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬

streits vor die III . Zivil¬
kammer des Landgerichts
zu Karlsruhe auf Don¬
nerstag , den 18 . Novrm-
bcr 1922 , vormittags 9
Uhr , mit der Aufforde¬
rung , sich durch einen bei
diesem Gerichte zugelasse-
nen Rechtsanwälte als

Prozeßbevollmächtigten
vertreten zu lassen .
Karlsruhe , 8 . Juli 1922 .

Der Gerichtsschreiber des
Landgerichts.

0 . 203 . 2. 1 . Karlsruhe .
Die Kaufmann Andre
Louis Bösnach Ehefrau ,
Hermine geb . Mannherz
in Breiten , Prozchbc-
vollmächtigter: Rechtsan¬
walt Stellberger in Brei¬
ten , klagt gegen ihren
Ehemann , früher zu Brei¬
ten, jetzt unbekannt wo ,
mit dem Anträge auf ko¬
stenfällige Scheidung ihrer

Ehe ans Verschulden des
Beklagten.

Die Klägerin ladet den
Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechrs -
strc ' ts vor die 5 . Zivil¬
kammer des Landgerichts
zu Karlsruhe auf Mon¬
tag . den 13. November
1922 , vormittags 9 Uhr ,
mit der Aufforderung , sich
durch einen bei diesem

Gerichte zugelassenen
Rechtsanwalt als Prozeß¬
bevollmächtigten vertreten
zu lassen .
Karlsruhe , 10. Juli 1922 .
Ter Gerichtsschreiber des

Landgerichts.

0 . 201 . Breiten . Das
Konkursverfahren über
das Vermögen der Franz
Wagner Witwe Berta geb .
Wächter in Flehingcn
wurde nach Abhaltung des
Schlußtermins aufgeho¬
ben .

Breiten , 30 . Juni 1922.
Gerichtsschreiberei des

Amtsgerichts.

Junge Dame

piöb - .r .v :
anfangs 3(1,

kath. , jugendl . Erschei¬
nung , v . tadellosem Rufe ,
vielseitig gebildet, bcrvor-
ragend musikalisch , tüch¬
tig im Hauswesen mit
guter Aussteuer u . spät.
Vermögen, wünscht a . d .

S. mit charaktervollem,
fein gebild. Herrn in sich.
Lebensstellung iBeamten )
zwecks Heirat bekannt zu
werden. Nur crnstgc-
meinte Zuschriften mit
Bild erbitte uni . A . 412 -
an d . Exped . d . Zig . Ver¬
mittler verbeten .

Snffljfelient
SdoniiiniödjLiiqpa
Nutzholzversteigcrung d.

bad . Forstamts Rotenfels
am Montag , den 24 . Juli
1922 , vormittags xh10
Uhr, im „Ochsen " zu Ro¬
tenfels aus Staatswald
„Eichelberg - Mablberg "!.
Eichen 4 IV ., 4 V . Kl . ;
Rotbuchen: 8 IV . ; Kirsch¬
baum : 4 IV . ; Erlen :
1 V . ; Akazien : 1 V . ;
eichene Wagnerstangen :
20 Stück ; Fichtenstangen ;
Baustangen 15 I . , 30 II .,
Hopfenstangen : 20 ! . , 45
111 ., 50 IV . KI . ; Nadel-
llämme : fi ., ta . : 2 III .,
14 IV ., 27 V ., 25 VI Kl. -,
so ., lä . : 4 III ., 22 I V ., 2f
V. , 5 VI . , Kl. ; Nadclab-
schnitte : fi . , ta . : 2 I ., 6
11 . , 7 III . , so., lä . : 14, II .,
115 III . , 1 wcvmouth III .
Klasse . 0 . 201

Das Holz zeigen die
Forstwarte in Rotenfels :
Greif Abt. 1— 17 , 24—27 .
Schottmüller 18—23,28 - 60.

Druck der Karlsruher Zeitung .
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